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Drucksache V/ 2386 


Der Bundesminister der Finanzen 

IV A/1 - S 1316 - 108/67 Bonn, den 12. Dezember 1967 

VII B/4-FV 5080 - 152/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Steuerharmonisierung innerhalb der EWG 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache V/2249 — 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister des Auswär- 
tigen und dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft beantworte 
ich die Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Welche Überlegungen hat sie angestellt, um das nationale 
Steuerrecht den Notwendigkeiten des Gemeinsamen Marktes 
anzupassen? 

4. Teilt die Bundesregierung im grundsätzlichen die Auffassung, 
daß neben einer Harmonisierung der Aufwandsteuern auch das 
Recht der Steuern auf das Einkommen und den Ertrag so ver- 
ändert werden muß, damit der deutschen Wirtschaft im Wett- 
bewerb mit den Wirtschaften der übrigen EWG-Staaten keine 
Nachteile erwachsen? 

1. Mit den Richtlinien des EWG-Ministerrates, die als künftige 
Form der Umsatzbesteuerung das Mehrwertsteuersystem 
festgelegt haben, das einen exakten Belastungsausgleich 
für den grenzüberschreitenden Warenverkehr ermöglicht, 
ist die Umsatzsteuer für den Wettbewerb in der Gemein- 
schaft neutralisiert. Dadurch werden die Unterschiede bei 
den direkten Steuern deutlicher erkennbar und auch in ihrer 
Wirkung auf den europäischen Wettbewerb fühlbarer her- 
vortreten. 

Es ist indessen außerordentlich schwierig, wenn nicht un- 
möglich, die Belastung der Unternehmen in der EWG mit 
direkten Steuern mit der für einen aussagekräftigen Ver- 
gleich gebotenen Exaktheit genau zu messen. Vergleicht 
man nur die Steuersätze, so ist festzustellen, daß in der Bun- 
desrepublik ein gespaltener Körperschaftsteuersatz besteht, 
der (ohne die Ergänzungsabgabe) für den zurückbehaltenen 
Gewinn 5P/o und für den ausgeschütteten Gewinn 15^/o be- 
trägt, während die anderen EWG-Staaten die Körperschaft- 
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Steuer nach einem einheitlichen Satz erheben oder in anderer 
Richtung abstufen. So beträgt der Körperschaftsteuersatz in 
Frankreich einheitlich 50%, in den Niederlanden 47®/o mit 
Ermäßigung für niedrige Gewinne bis zu 43%, in Luxemburg 
einheitlich 40%, und in Italien liegt die Körperschaftsteuer- 
belastung einschließlich der Zuschläge zwischen 29% und 
37%, wobei für höhere Gewinne noch eine Mehrbelastung 
von effektiv 16,5% hinzukommt. Die Steuerbelastung wird 
aber in entscheidendem Maße auch durch die unterschied- 
lichen Gewinnermittlungsvorschriften, vor allem bei den 
Abschreibungen und Rücklagen, sowie durch gezielte Son- 
dervergünstigungen beeinflußt, wobei auch an die jüngsten 
konjunkturpolitischen Maßnahmen in der Bundesrepublik zu 
erinnern ist. Auf Grund der Schwierigkeit, zu genauen und 
erschöpfenden Vergleichsmaßstäben zu gelangen, sind auch 
die Untersuchungen in den EWG-Arbeitsgruppen über den 
steuerlichen Belastungsvergleich noch nicht weit vorange- 
kommen. 


2. Die Bundesregierung hat seit jeher die Bemühungen in der 
EWG mit großem Nachdruck unterstützt, auch die direkten 
Steuern so weit wie möglich und nötig für den Wettbewerb 
zu neutralisieren. Indessen ist es anders als bei der Um- 
satzsteuer nicht möglich, die Belastung mit direkten Steuern, 
die auf die Personen bezogen sind, beim grenzüberschrei- 
tenden Warenverkehr auszugleichen. Die Wettbewerbs- 
neutralität läßt sich deshalb bei diesen Steuern nur auf dem 
Wege einer Steuerangleichung erreichen. 

Die bestehenden Unterschiede, die auf den abweichenden 
Wirtschafts- und Gesellschaftsstrukturen und teilweise auch 
den unterschiedlichen Zielsetzungen beruhen, können aber 
nur schrittweise im Verlaufe eines längerfristigen Harmo- 
nisierungsprozesses überwunden werden. Darüber hinaus 
wirken sich die unterschiedlichen nationalen Haushaltsbe- 
dürfnisse, in denen sich letztlich die Gestaltung aller politi- 
schen Bereiche widerspiegelt, hemmend auf eine Bela- 
stungsangleichung aus. Schließlich muß das Problem der An- 
gleichung der direkten Steuern im Zusammenhang mit der 
für den Wegfall der Steuergrenzen unerläßlichen Harmo- 
nisierung der Mehrwertsteuersätze gesehen werden, die 
eine Fixierung des Umsatzsteueraufkommens mit sich bringt 
und damit den haushaltsmäßigen Bewegungsspielraum für 
eine Belastungsangleichung auch der direkten Steuern ein- 
engt. 


3. Die Mitgliedstaaten können daher im gegenwärtigen Ent- 
wicklungsstadium nur darauf hinwirken, daß sich ihre direk- 
ten Steuern allmählich „aufeinanderzuentwickeln". Die Bun- 
desregierung wird bei ihren Vorschlägen zur nationalen 
Steuerpolitik diesem Ziel besonderes Gewicht beimessen. 
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2. Liegen bereits konkrete Pläne für einen Steuerbelastungsum- 
bau vor, wie sehen diese aus und in welcher Zeitfolge werden 
die Gesetzentwürfe den gesetzgebenden Körperschaften vor- 
aussichtlich vorgelegt werden? 

6. Wenn ein Umbau der Steuerbelastung aus Steuern vom Ein- 
kommen und Vermögen auf Steuern auf den Aufwand im In- 
teresse der steuerlichen Wettbewerbsgleichheit notwendig sein 
sollte, wie wird dieser Umbau voraussichtlich beschaffen sein? 


1. Ein Abbau der direkten Steuern wäre angesichts der An- 
forderungen, die auf die Haushalte der kommenden Jahre 
zukommen, nur zu bewältigen, wenn der Einnahmeausfall 
anderweitig, vor allem durch Erhöhung der indirekten Steu- 
ern, namentlich des Mehrwertsteuersatzes, ausgeglichen 
werden könnte. Die damit verbundene Umstrukturierung, 
die das Gewicht der Belastung stärker als im Rahmen der 
Gemeindefinanzreform erwogen auf die indirekten Steuern 
verlagern würde, wäre — abgesehen von allgemeinen sozial- 
politischen Bedenken — im Hinblick auf mögliche Auswir- 
kungen auf das Preisgefüge nicht unproblematisch. 

2. Die direkte Steuerlast der Unternehmen schließt in der Bun- 
desrepublik die Gewerbesteuer und die Vermögensteuer 
ein. Solche oder ähnliche Steuern bestehen auch in anderen 
EWG-Staaten. So hat Frankreich außer der ohnehin höheren 
Körperschaftsteuer eine Gewerbesteuer, deren Einnahmen 
1965 10,8Vo des Steueraufkommens ausmachten, während 
sie in der Bundesrepublik 9,8% betrugen. Ebenso kennt 
Luxemburg eine Vermögensteuer und eine Gewerbesteuer 
und die Niederlande erheben bei natürlichen Personen eine 
Vermögensteuer. Die Steuervielfalt vermehrt naturgemäß 
die Schwierigkeiten für einen aussagekräftigen Vergleich 
der Gesamtbelastung durch direkte Steuern. 

3. Jeder Belastungsumbau, der auch die vorstehenden Steuern 
einbezieht, würde zudem durch den Umstand erschwert, daß 
in der Bundesrepublik das Aufkommen aus diesen Steuern 
verfassungsrechtlich den Ländern {Vermögensteuer) und den 
Gemeinden (Gewerbesteuer) zusteht. Deshalb müßte gege- 
benenfalls auch diesen Aufkommensträgern ein Ersatz für 
den Einnahmeausfall geboten werden, womit die Probleme 
für die gesamte Abdeckung des öffentlichen Haushaltsbe- 
darfs noch verschärft würden. 


3. Werden die von der Bundesregierung angekündigten Gesetz- 
entwürfe zur Finanzverfassungsreform bereits Rücksicht auf ein 
künftiges nationales Steuersystem im Gemeinsamen Markt 
nehmen? 


Die Finanzreform befaßt sich in erster Linie mit der Neurege- 
lung der Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern, so 
daß die Frage der künftigen Gestaltung des nationalen Steuer- 
systems im Hinblick auf den Gemeinsamen Markt dadurch nicht 
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berührt wird. Nur der Teilbereich der Gemeindefinanzreform 
wird sich auch unmittelbar mit Fragen der Reform des Steuer- 
rechts befassen. Nicht zuletzt im Hinblick auf die EWG-Steuer- 
harmonisierung wird daher eine Senkung der Gewerbesteuer 
und ihr Ersatz durch eine geringfügige Anhebung der Mehr- 
wertsteuer erwogen. Die endgültigen Vorschläge zur Gestal- 
tung des gemeindlichen Steuersystems werden zur Zeit von der 
Bundesregierung erarbeitet, so daß die Pläne im einzelnen noch 
nicht festliegen. 

Im übrigen ist im Rahmen der allgemeinen Finanzreform vor- 
gesehen, die Kapitalverkehrsteuern, die Versicherungsteuer 
und die Wechselsteuer zu Bundessteuern zu machen sowie die 
konkurrierende Gesetzgebung des Bundes künftig auf alle 
Steuern zu erstrecken, für die dem Bund nicht die ausschließ- 
liche Gesetzgebung zusteht, wenn die Voraussetzungen des 
Artikels 72 Abs. 2 GG vorliegen. Diese Ergänzungen der Finanz- 
verfassung werden u. a. auch im Hinblick auf die Anforderun- 
gen an die Steuergesetzgebung, die sich durch die Steuerhar- 
monisierung innerhalb der EWG ergeben können vorgeschla- 
gen. 


5. Kann die Bundesregierung in diesem Zusammenhang bereits 
eine verbindliche Aussage über das Schicksal der ertragsunab- 
hängigen Gewerbekapital-, Lohnsummen- und Vermögensteuer 
machen? 

Uber das Schicksal der Gewerbekapital- und Lohnsummensteuer 
wird im Rahmen der Gemeindefinanzreform entschieden wer- 
den, wie bereits in der Beantwortung der Frage 3 dargelegt 
worden ist. Auch hierzu liegt eine Entscheidung der Bundes- 
regierung zur Zeit noch nicht vor. Es wird jedoch damit gerech- 
net, daß diese Steuern als notwendige Bestandteile eines aus- 
gewogenen Gemeindefinanzsystems auch im Rahmen der Ge- 
meindefinanzreform beibehalten werden. 

Zur Vermögensteuer darf auf die Beantwortung der Fragen 2 
und 6 Bezug genommen werden. 


7. Ist die Bundesregierung bei der Bedeutung, die dem Problem 
der Steuerharmonisierung für die deutsche Volkswirtschaft zu- 
kommt, bereit, den Bundestag über den Fortgang der Beratungen 
innerhalb der zuständigen Gremien der Kommission der EWG 
so rechtzeitig und so ausreichend laufend zu unterrichten, damit 
er Gelegenheit hat, der Bundesregierung seine eigenen Vorstel- 
lungen über die Erfordernisse einer Harmonisierung zu einem 
Zeitpunkt darzulegen, der noch eine Einflußnahme auf die künf- 
tigen Entscheidungen des Ministerrats der EWG ermöglicht? 

Die Bundesregierung ist bestrebt, den Bundestag über die Be- 
ratungen in den EWG-Gremien rechtzeitig zu unterrichten, be- 
vor wichtige Beschlüsse zur Entscheidung anstehen. 


Strauß 
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